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Parteien den Vertragstext individuell aus-
handeln. In diesem Fall gilt die individuell 
getroffene Vereinbarung vor den AGB.

Wie werden AGB Vertragsbestandteil?
AGB entfalten nur Wirkung zwischen den 
Vertragsparteien, wenn sie wirksam in 
den Vertrag einbezogen worden sind. Bei 
der wirksamen Einbeziehung ist zwischen 
AGB gegenüber Verbrauchern und Unter-
nehmern zu differenzieren, wobei an 
Erstere aufgrund der besonderen Schutz-
bedürftigkeit strengere Anforderungen 
gestellt werden.

Gegenüber Verbrauchern werden AGB 
nur Vertragsbestandteil, wenn der Ver-
braucher bei Vertragsschluss ausdrücklich 
auf die AGB hingewiesen wird, ihm in zu-
mutbarer Weise die Möglichkeit der Kennt-
nisnahme eingeräumt wird sowie der Ver-
braucher sich mit der Geltung der AGB 
einverstanden erklärt. Der Hinweis muss 

formulierten Vertragsbedingungen aus-
drücklich als „allgemeine Geschäftsbedin-
gungen“ bezeichnet werden. Entscheidend 
für die Annahme von AGB ist einzig und 
allein, dass die Vertragsbestimmungen in 
inhaltlich unveränderter Form mehrfach 
 verwendet werden sollen (gegenüber Ver-
brauchern genügt bereits die einmalige 
Verwendung) und sie dem Vertragspart-
ner einseitig vorgegeben werden, ohne 
dass dieser auf die getroffenen Regelungen 
Einfluss nehmen kann. Das Vorliegen von 
AGB ist somit zu verneinen, wenn die 
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Nicht für die Ewigkeit
Allgemeine Geschäftsbedingungen machen im täglichen Betriebsablauf Sinn. Der Gestaltungsfreiheit sind 
jedoch strenge Grenzen gesetzt – zum Schutz des Verbrauchers. 

A
llgemeine Geschäftsbedingungen 
(AGB) sind aus dem heutigen Ge-
schäftsleben nicht mehr wegzu-

denken. Insbesondere in der Kfz-Branche 
erlangen sie enorme Relevanz, da mit Hil-
fe von AGB alltägliche Massengeschäfte 
einheitlich geregelt werden können und 
der Geschäftsverkehr hierdurch um ein 
Vielfaches vereinfacht wird. Was genau 
AGB sind, wie sie wirksamer Bestandteil 
des Vertrags werden und welche Beson-
derheiten es in der Kfz-Branche zu 
 berücksichtigen gibt, wollen wir im Nach-
folgenden erklären.

Was sind AGB?
AGB sind für eine Vielzahl von Verträgen 
vorformulierte Vertragsbedingungen 
(mindestens 3), die eine Partei (Verwen-
der) der anderen Partei bei Abschluss ei-
nes Vertrags einseitig stellt. Unerheblich 
für das Vorliegen von AGB ist, ob die vor-

KURZFASSUNG

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
sind ein wichtiges Instrument, um das täg-
liche Massengeschäft einheitlich zu regeln 
und etwaigen Streitigkeiten vorzubeugen. 
Sie sollten aber immer der aktuellen 
Rechtssprechung angepasst werden.
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ausdrücklich und unübersehbar erfolgen. 
Es reicht nicht aus, wenn sich die AGB auf 
der Rückseite des Vertrags befinden, auf 
der Vorderseite jedoch nicht darauf hinge-
wiesen wird. Dass der Verbraucher mit der 
Geltung der AGB einverstanden ist, wird 
bereits angenommen, wenn er sich nach 
Hinweis und Möglichkeit der Kenntnis-
nahme auf den Vertragsschluss einlässt.

Bei Verträgen zwischen Unternehmern 
sind die oben genannten Voraussetzungen 
nicht zu erfüllen. Es ist vielmehr ausrei-
chend, wenn der Kunde die Einbezie-
hungsabsicht des Verwenders erkennen 
kann und nicht widerspricht.

Wann sind AGB wirksam?
Den inhaltlichen Gestaltungsmöglichkei-
ten von AGB sind Grenzen gesetzt. Um zu 
verhindern, dass der Verwender von AGB 
seine Interessen einseitig zu Lasten des 
Vertragspartners durchsetzt und gegebe-
nenfalls dessen Unterlegenheit ausnutzt, 
statuiert das Gesetz Anforderungen an 
den Inhalt der AGB. Unwirksam sind 
AGB-Klauseln, die den Vertragspartner 
einseitig unangemessen benachteiligen. 
Von einer unangemessenen Benachteili-
gung ist auszugehen, wenn wesentliche 
Grundgedanken der gesetzlichen Rege-
lungen verletzt werden oder wesentliche 
Rechte und Pflichten eines Vertrages so 
eingeschränkt werden, dass die Errei-
chung des Vertragszwecks gefährdet wird. 
Beispielsweise wäre eine Klausel „Repara-
turleistung nur gegen Vorkasse“ unwirk-
sam. Auch ein genereller Haftungsaus-
schluss des Verwenders für grob fahrläs-
sige oder vorsätzliche Vertragsverletzun-
gen oder die Verletzung von Leben, 
 Körper und Gesundheit ist unzulässig. 
Darüber hinaus kann die Frage, wann eine 
unangemessene Benachteiligung vorliegt, 
nicht pauschal beantwortet werden. Fest-
zuhalten ist jedoch, dass gegenüber 
 Verbrauchern wesentlich strengere An-
forderungen gelten als gegenüber Unter-
nehmern. 

Wurden die AGB nicht wirksam in den 
Vertrag einbezogen oder genügen sie in-
haltlich nicht den gesetzlichen Anforde-
rungen, so sind die betroffenen Klauseln 
unwirksam. Der Rest des Vertrages bleibt 
bestehen, an die Stelle der unwirksamen 
Klausel treten die gesetzlichen Regelun-
gen. Im Übrigen gilt das sogenannte 
 Verbot der geltungserhaltenden Redukti-
on, wonach Klauseln nicht so ausgelegt 
werden dürfen, dass sie gerade noch zu-

lässig sind. Der Verwender von AGB trägt 
damit das Risiko von inhaltlich grenzwer-
tigen allgemeinen Geschäftsbedingungen.

Besonderheiten in der Kfz-Branche
Insbesondere in der Kfz-Branche finden 
tagtäglich Massengeschäfte wie der Ver-
kauf von Neu- und Gebrauchtwagen oder 
kleinere und größere Reparaturen am Kfz 
mit einer Vielzahl an Kunden statt. Um 
diese Massengeschäfte einheitlich regeln 
zu können, sollten die Betriebe unbedingt 
auf AGB zurückgreifen und so etwaigen 
Streitigkeiten vorbeugen. Wichtige Punkte, 
die in den AGB für den Neu- und Ge-
brauchtwagenverkauf geregelt werden soll-

ten, sind insbesondere: Vertragsabschluss, 
Zahlung, Lieferung und Lieferverzug, Ab-
nahme, Eigentumsvorbehalt, Haftung für 
Sachmängel und sonstige Schäden sowie 
der Gerichtsstand im Falle von Streitigkei-
ten. Für die alltägliche Praxis bedeutende 
Klauseln sind vor allem Regelungen be-
treffend die Folgen im Falle eines Liefer-
verzugs, insbesondere wann der Vertrags-
partner zurücktreten und Schadenersatz 
verlangen kann, sowie ein Eigentumsvor-
behalt des Unternehmers für den Fall der 
Zahlungsunfähigkeit des Käufers.

In AGB von Kfz-Werkstätten sollten 
folgende Bestimmungen Niederschlag fin-
den: Auftragserteilung, Kostenvoran-
schlag, Fertigstellung, Abnahme, Preisbe-
rechnung, Zahlung, erweitertes Unterneh-
merpfandrecht, Haftung für Sachmängel 
und sonstige Schäden, Eigentumsvorbe-

KOMMENTAR

Allgemeine Geschäftsbedingungen haben ein Haltbarkeitsdatum, 
denn die gültige Rechtssprechung verändert sich. Es ist daher im-
mens wichtig, dass AGB regelmäßig auf ihre Aktualität hin überprüft 
werden. Es reicht bei Weitem nicht aus, sich einmal AGB für das eige-
ne Unternehmen anfertigen zu lassen und diese dann ein Lebtag 
zu verwenden. Hinzuweisen ist beispielsweise nur auf das Urteil 
des BGH aus dem Jahr 2015, nach dem die Verkürzung der Verjäh-
rungsfrist für Mängelansprüche bei Gebrauchtwagen in den AGB 
des Zentralverbandes des Kraftfahrzeuggewerbes (ZDK, Stand 
3/2008) für unwirksam erklärt wurden. Im Zweifel verwendet der 
Unternehmer, wenn er die AGB nicht regelmäßig überprüfen lässt, 
unwirksame AGB und wie oben beschrieben bedeutet das, dass die 
gesetzlichen Regeln gelten und das kann handfeste Nachteile für 
den Unternehmer nach sich ziehen.

Barbara Lux-Krönig

Wirtschaftsprüferin

Steuerberaterin

halt und Gerichtsstand im Falle von Strei-
tigkeiten. Insbesondere das erweiterte 
Pfandrecht des Unternehmers kann in der 
Praxis von großer Bedeutung für den 
 Unternehmer sein, da dieser vorleistungs-
pflichtig ist und somit seine Reparaturleis-
tung zunächst vollständig erbringen muss, 
bis der Kunde den vereinbarten Preis 
 bezahlt. Aber auch Regelungen hinsichtlich 
der Haftung für Sachmängel und sonstige 
Schäden sind praktisch von hoher Rele-
vanz. Der Unternehmer kann die Verjäh-
rungsfristen für die Mängelhaftung auf das 
gesetzlich zulässige Maß verkürzen, Rege-
lungen treffen, wie im Falle eines auftreten-
den Mangels vorzugehen ist, oder im 
 Bereich leichter Fahrlässigkeit eine Haf-
tungsbeschränkung herbeiführen.

Hilfreich für die AGB-Gestaltung des 
eigenen Unternehmens können die seit 
 vielen Jahren verfügbaren „Muster-AGB“ 
der Automobilverbände „Verband der Au-
tomobilindustrie“ (VDA), „Verband der 
Internationalen Kraftfahrzeughersteller“ 
(VDIK) und „Zentralverband Deutsches 
Kraftfahrzeuggewerbe“ (ZDK) sein. Die 
drei Verbände veröffentlichen immer wie-
der unverbindliche AGB-Empfehlungen 
auf dem neuesten Stand, betreffend den 
Neu- und Gebrauchtwagenverkauf, sowie 
die Kfz-Reparaturbedingungen. Die Emp-
fehlungen der Automobilverbände sollten 
jedoch nicht blind übernommen werden. 
Zwar regeln sie alle inhaltlich wichtigen 
Punkte, jedoch müssen auch immer indi-
viduelle Anforderungen des jeweiligen Un-
ternehmens Berücksichtigung finden. Zu 
einer individuellen Beratung ist es drin-
gend anzuraten, sich frühzeitig mit einem 
Rechtsanwalt in Verbindung zu setzen.
  Maximilian Appelt

Rechtsanwalt, Steuerberater
www.raw-partner.de ■

Unwirksame AGB können Nachteile für 
Unternehmer haben, da die gesetzli-
chen Regeln dann gelten.




